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Beklagte und Revisionebeklagtep

hat der 70 Senat des Bundeseozialgerichts auf
die mündliche Verhandlung vom 28° November 1956

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des

\Lendessozialgerichts Schleswig vom 22° Oktober

* l954 aufgehoben„

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und

Entscheidung an das Landessozialgericht zurück—

Verwieseno

Von Rechts wegen°
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I Der Kläger, der verheiratet ist, aber von seiner Ehefrau ge—

V.trennt lebt, war nach Verlassen der sowjetischen Besatzungs—

zone in Schleswig—Holstein ansässig geworden und hier zunächst

d‘als Filmvorführer und Wandergewerbetreibender tätig° Am 29„ De—

zember 1949 meldete er sich erstmals arbeitslos und gab im An—
trag an, daß ihm der Aufenthaltsort seiner Ehefrau und seines

ehelichen Sohnes Günter unbekannt sei, während er für sein un—
_

_eheliches Kind, Jürgen MtXXKXXX Jürgenshagen (Mecklenburg), als
IWohnsitz benannte und Familienzuschlag begehrte° Seinen Wander—

gewerbeschein hinterlegte der Kläger bei der Nebenstelle Ahrens—

bök des Arbeitsamts Lübeck, Er erhielt daraufhin Arbeitslosen—‘

‘ fürsorgeunterstützung (Alfu) sowie Familienzuschlag für den un—
ehelichen Sohn, ’

Auch in seinen weiteren Anträgen in den Jahren 1949 bis 1951

beantragte der Kläger Familienzuschlag lediglich für den unehe—
lichen Sohn, wobei er sich von dessen Mutter unter dem 15„April

'1951 bestätigen ließ, daß er für das Kind laufend Päckchen und

Pakete mit Lebensmitteln geschickt habe, Ferner bracht?er eine

Bestätigung seiner Vermieterin
vom 16° April 1951 über den moe

natlichen Versand von Paketen an die Kindesmutter bei°

Bezüglich des Aufenthalts seiner Ehefrau und seines ehelichen

Sohnes Günter gab der Kläger in seinen verschiedenen Anträgen

bis 1951 allgemein nur "Ost20ne" an und setzte im Vordruck vom

15° Juli 1952 dem noch hinzu "Aufenthalt unbekannt"° Die in

den Formblättern zu den Unterstützungsanträgen enthaltene Fra.

ge, welche Angehörigen ganz oder überwiegend unterhalten worden

seien, beantwortete der Kläger bis zu seinem Antrag vom 12„Ja—

nuar 1955 jeweils für die Ehefrau und den Sohn Günter negative

Erst bei diesem Antrag gab er dann an, daß seine Ehefrau in

Wernigerode (Ostzone) lebe, und beantragte für sie jetzt im

Vordruck auch Familienzuschlago Das Arbeitsamt Lübeck bewil—

ligte jedoch mit Verfügung vom 160 Januar 1953 wie bisher den

Familienzuschlag nur für den unehelichen Sohn° Der Kläger er—

hob hiergegen keinerlei Einwendungen°
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II Mit der Begründung, daß "der Aufruf der Bundesregierung, des

III

Bundestags und der caritativen Verbände an die westdeutsche

Bevölkerung zur Unterstützung der notleidenden Ostzonenbevöl—

kerung ihn zu der Absicht veranlaßt habe, auch seine in der
.

Ostzone lebende Frau in Form von Päckchen zu unterstützen",

stellte der Kläger dann neuerdings mit Schreiben vom 150 Mai

1953 den Antrag, ihm den Frauenzuschlag zur Alfu zu gewähren,
Die Anfrage des Arbeitsamts Lübeck, in welcher Weise er bis—

her seine Ehefrau unterhalten habe und wodurch diese den Le—

bensunterhalt bestritten habe, beantwortete der Kläger mit

Schreiben vom 6. Juni 1953 dahin, er habe seine Ehefrau bis

zur Flucht aus seinem Arbeitseinkommen unterhalten, Nach 1945

sei ihm dies infolge Verlustes seines Arbeitsplatzes und we—

gen seiner geringfügigen Alfu nicht mehr möglich gewesen° Sei—

ne allein lebenden Schwestern hätten in den vergangenen Jahren

seiner Bitte entsprechend die Ehefrau mit Päckchen unter—

stützt° Dem Schreiben.des Klägers war eine Bescheinigung des

Rates der Stadt Wernigerode, Abteilung Sozialwesen, vom

4° Mai 1953 beigefügt, daß die Ehefrau dort keine Fürsorge—
unterstützüng beziehe„ Ferner wurde vom Kläger eine eides—

stattliche Versicherung seiner Schwester Elisabeth H JQ@(vom

15° Juni 1953 eingereicht, daß sie und eine andere Schwester

in den vergangenen
Jahren

wiederholt in Form von Paketsendun—

gendie Ehefraun.x.xxxunterstützt hätten.:

Das Arbeitsamt lehnte mit Verfügung vom 290 August 1953 den

Antrag auf Gewährung des Familienzuschlags für die Ehefrau

mit der Begründung ab, daß der Kläger die Voraussetzungen des

5 103 Abs" 2 des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeits—

losenversicherung (AVAVG) nicht erfülle, da er seine Ehefrau

vor Eintritt der Arbeitslosigkeit nicht ganz oder überwiegend

unterhalten habe„ Der Einspruch des Klägers wurde durch Ente

scheidung des Spruchausschusses beim Arbeitsamt Lübeck vom

25° September 1953 zurückgewiesen°

Die Berufung des Klägers hiergegen an das Oberyersicherungs—

amt Schleswig ging nach @ 215 Abs°‚2 und_4 des Sozialgerichts—

_„4 ...(
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gesetzes (SGG) als Klage auf das Sozialgericht Lübeck überu

Dieses wies mit Urteil vom 18. Februar 1954 die Klage ab? In

der Begründung wurde u„a. ausgeführt, daß die Voraussetzung

des @105Abs°2 AVAVGnicht erfüllt sei} weil der Kläger vor
der Arbeitslosmeldung der Ehefrau keinen Unterhalt gewährt

habe° Die gelegentlichen Päckchensendungen seien nicht als Un—

terhaltsleistungen anzusehen° Nach den eigenen Erklärungen des

Klägers im Prozeß werde seine Ehefrau von dem in der Ostzone

lebenden Sohn unterhalteno

Berufung wurde zugelassen„

Der Kläger legte Berufung ein und begründete sie u.a° damit9

er habe bis 1945 seine Ehefrau unterhalten, nach der Flucht

aber sei ihm dies schon deshalb nicht mehr möglich gewesen9

weil er den Aufenthaltsort seiner Frau nicht gekannt habe° Nach—

dem er aber ihren Wohnsitz nunmehr ausfindig gemacht habe und

den Willen zeige, seiner Ehefrau wenigstens mittelbar zu helfen,

müsse nach seinem Antrag Familienzuschlag gewährt werden, auch

wenn er der politischen Verhältnisse wegen keine finanziellen

Unterstützungsleistungen in die Ostzone vornehmen könne°

Durch Urteil des Landessozialgerichts Schleswig vom 22° Oktober

vl954 Wurde die Berufung zurückgewieseno Zwar schliesse die Tate

sache, daß ein Angehöriger in der Sowjetzone wohne, die Gewäh—

_
rung des Familienzuschlags nicht aus, unabdingbare Voraussetzung

sei aber, daß dem Arbeit3105en eine Rechtspflicht zur Unter—

haltsgewährung diesem Angehörigen gegenüber obliege° Dies treffe

im vorliegenden Fall nicht zu° Nach Art‚ 3 Abs, 2 des Grundge—

setzes (GG) sei die Ehefrau des Klägers seit dem 10 April 1954

berechtigt, einen eigenen Wohnsitz zu begründen bezw° ihren

.
bisherigen Wohnort nunmehr als Wohnsitz kraft eigener Entschei—

dungsgewalt beizubehaltena Von diesem Recht habe sie offenbar

'Gebrauch gemacht:) Damit seien aber die Unterhaltspflicht des
Klägers und der Unterhaltsanspruch der Ehefrau weggefallen°

Der herstellung des Klägers, daß die Trennung von seiner Ehe—
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frau durch die Flucht und die schlechten Lebens— und Wohnver—

hältnisse bedingt sei, vermöge das Gericht weder zu folgen noch

Gewicht beizumessen° Ein objetives Hindernis für das zusammen—

leben der Eheleute sei nicht gegeben° Im übrigen schloß sich

das Landessozialgericht der Feststellung des Vorderrichters an,

daß der Unterhalt bisher tatsächlich nicht geleistet wurde, so

daß auch aus diesem Grunde kein Anspruch auf Familienzuschlag

nach 5 103 AVAVG besteheo

Revision wurde.zugelasseno

Der Kläger legte gegen das am 100 November 1954 zugestellte

Urteil des Landessozialgerichts mit Schriftsatz vom 7° Dezem—

ber 1954, eingegangen beim Bundessozialgericht am 8° Dezember‚

Revision ein und beantragte,

. unter Aufhebung des Urteils des Landessozialgerichts

Schleswig vom 22° Oktober 1954 und unter Aufhebung des

Urteils des Sozialgerichts in Lübeck vom 18° Februar
‚1954 die Beklagte zur Zahlung des Zuschlags zur Alfu

für seine Ehefrau ab 15° Mai 1953 zu verurteilen°

In der Revisidnsbegrhndung vom 160 Dezember 1954, eingegan—

gen am 20° Dezember, wurde u„a„ ausgeführt, daß der Kläger

von 1923 bis 1945 tatsächlich seiner Ehefrau Unterhalt ge—

währt habeo Wenn ihn die politischen Ereignisse daran gehin—'

dert hätten, über diesen Zeitpunkt hinaus seiner Unterhalts—

pflicht nachzukommen, so könne dies nicht zu seinem Nachteil

ausgelegt werden, da diese Umstände außerhalb des Willens

beider Ehegatten lägen° Nachdem dem Kläger der Aufenthalts—

ort seiner Ehefrau wieder bekannt geworden sei, habe er in—

direkt durch seine Schwestern zu ihrem Unterhalt beigetra—

geng Er selbst sei dazu nicht imstande gewesen‚ da er kein

sonstiges Einkommen besessen und die Alfu für seinen eigenen

Lebensunterhalt benötigt habe° '

In der mündlichen Verhandlung vor dem Bundessozialgericht

stellte der Kläger ferner hilfsweise den Antrag“

die Sache zur anderweitigen Verhandlung und Entschei—

dung an das Landessozialgericht zurückzuverweieeno
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Die Beklagte beantragte,

die Revision als unbegründet zurübkzuweiseno

Sie bezog sich auf die ihrer Ansicht nach zutreffenden Entschei—

dungsgründe des vorinstanzlichen Urteils und verneinte einen Un—

terhaltsanspruch der Ehefrau‚ wie die Unterhaltspflicht des Klä—
k‘gers„ Im übrigen fehle es an der tatsächlichen Unterhaltsgewäh-

VI

rung als wesentlicherVoraussetzung laut 5 103 Abs. 2 AVAVGO Die—

se Voraussetzung sei nicht etwa erfüllt, weil der Kläger seine

Ehefrau bis 1945 unterhalten habe und diese Leistungen späterhin

nur wegen Unvermögens nicht habe fortsetzen können° Das Gesamt—

verhalten des Klägers beweise vielmehr, daß er auch nach Kennt—

nis der Anschrift seiner Ehefrau persönlich keine Unterhalts—

leistungen an sie bewirkt und mithin nicht die Absicht gehabt

habe, überhaupt für sie Unterhalt zu leisten° Nur der Aufruf der

Bundesregierung habe ihn veranlaßt, den Familienzuschlag zu be—

gehrena Bezeichnend für den mangelnden Unterhaltswillen des Klä—

gers sei auch, daß er den Rechtsanspruch aus dem Bundesvertrie—

benengesetz auf Genehmigung des Zuzugs seiner Ehefrau in die

Bundesrepublik nicht geltend gemacht habe"

Der Kläger erwiderte mit Schriftsatz vom12„ Mai 1955, daßdie
äußeren Umstände ihn daran gehindert hätten, für seine Ehefrau

das Zuzugsrecht in die Bundesrepublik geltend zu machen, weil

er weder eine wohnwürdige Unterkunft noch eine ausreichende

Existenzgrundlage besessen habe° nur aus diesem Grunde‚ nicht

kraft eigener Entscheidungsgewalt, sei seine Ehefrau bei dem

inzwischen verheirateten Sohn in der Ostzone geblieben° Sobald

für ihn bessere Wohn— und Lebensverhältnisse gefunden seien,

würde auch die häusliche Gemeinschaft wieder hergestellt()

Für die Darstellung des Tatbestands wird im übrigen auf die vor—
instanzlichen Urteile, wegen der Einzelheiten des Parteivor—

bringens auf die Schriftsätze der Beteiligten Bezug genommen°

Die Revision ist statthaft (@ 162 Abs° 1 Nr; 1 SGG)„ Sie ist
auch frist— und formgerecht eingelegt sowie begründet werden

und daher zulässig (5% 164, 166 SGG)„
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Der Familienzuschlag nach @ 103 AVAVG ist, wie der erkennende

Senat bereits in seinem Urteil vom 50, Mai 1956 — 7 RAr

144/55 — (Vgi° "Sozialrecht", @103 AVAVG, Bl, Ba 1 Nr, 1)
des näheren dargelegt hat, ein Bestandteil der Gesamtunter—

stützung, Deshalb braucht und vermag er nicht eigens für sich

beantragt zu werden, sondern ist ohne weiteres in dem Unter—

stützungsantrag mitbeanspruoht° Dies hat zugleich zur Folge,

daß Streit um den Familienzuschlag nicht die Höhe der Unter—

stützung (vgl„ 5 147 SGG), sondern den Gesamtanspruch be—

trifft° Im vorliegenden Falle war daher die Berufung entge—4

gen der Handhabung des Sozialgerichts nicht gemäß 5 150 Nro 1
SGG zuzulassen, sondern ohne weiteres gemäß 5 143 SGG zuläs—

sig° Der Offizialmaxime zufolge, die im Unterstützungsverfah—

ren gilt, war bereits das Arbeitsamt verpflichtet, allen An—

gaben des Klägers, die für die Gewährung des Familienzu—

schlage bedeutsam waren oder werden konnten, von Amts wegen
_

nachzugehenu Die einschlägigen Fragen hätten schon von der

ersten Antragstellung an untersucht und geklärt werden müssen°

Das war im Verwaltungswege nicht geschehen, Als Folge daraus

ist auch der Tatbestand des angefochtenen Urteils nicht aus—
reichend, um beurteilen zu können, ob alle gesetzlichen Vor—

aussetzungen für das Begehren des Klägers erfüllt sind°

Die Absätze 2 und 3 des ® 103 AVAVG, in denen der Anspruch
auf Familienzuschläge geregelt ist, lauten nach der für die

Streitsache gültigen Fassung der britischen Besatzungszone:

"(2) L5953_ll Familienzuschläge sind für die Angehörigen
des Arbeitslosen zu zahlen, denen er auf Grund einer

rechtlichen Fflicht ganz oder überwiegend Unterhalt ge—

währt hat oder im Falle seiner Leistungsfähigkeit zu ge—

währen hätte (zusohlagsberechtigte Angehörige), (5335_2)
Die Voraussetzung der vorhergehenden täsächlichen Un—

terhaltsgewährung entfällt, wenn ein Unterhaltsanspruch

erst nach Eintritt der Arbeitslosigkeit entstanden wäre°

(gggg_g) Sie entfällt ferner, Wenn es sich um ein eheli—
.ches, für ehelich erklärtes, an Kindes statt angenommenes
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Familienzuschläge sind auch für solche Angehörige zu zahlen,.
denen der Arbeitslose auf Grund .einer7sittlichcn Pflicht

...—__»

Angehörige gelten auch Stief— und Pfiegekinder°

(3) Der Familienzuschlag wird nicht gewährt, sofern der
Angehörige in der Lage ist, seinen Lebensunterhalt aus
eigenen Kräften und Mitteln zu beschaffen, oder für
seine Person die Hauptunterstützung bezieht"°

Dabei erscheint Abs, 2 Satz 1 bei wörtlicher Auslegung in sich
widerspruchevoll uniauch mit den Sätzen 2 und 3 nicht im Ein—
klango ES handelt sich in Satz 1 keineswegs, wie das Wort

"oder? besagen könnte, um eine Alternative; denn aus den Sätzen
2 und 5 geht eindeutig hervor, daß die tasächliche Unterhalts—
gewährung in jedem Falle vorausgegangen sein muß, sofern nicht
einer der Tetbeetende der Sätze 2 (nachträglicher Hinzutritt

von Angehörigen) und 5 (Kinder) erfüllt ist„ Auch wäre der
Arbeitslosenvereicherung bezw° Arbeitslosenfürsorge nicht

zuzumuten oder änzulasten, daß sie mit Fämiiienzuechlägen für

solcheAngehörieeneintritt, denengegenüberder Arbeitélose
überhaupt HiCht zum Unterhalt verpflichtet ist oder es bei
Leistungsfähigkeit wäre; also muß auch die zweite Bedingung
Stets vorliegen“ Dadurch aber verwahelt sich die vermeintliche

"Alternative" Sthechthin zwingendin eine "Kumulation",und
des im Gesetzestext stehende Wörtchen "oder" hat die Bedeutung
eines"und"o Darüber hinaus würden durch Satz 1, wenn dort
Wirklich nur die Fälle gemeint wären, in denen nach dem Bür—
gerlichen Gesetzbuch (BGB) die Unterhaltspflicht von dem Lei—

stuneevermöeen des Verpflichteten abhängt (@ 1603 Abe„ 1 BGB),

gerade die nä0h■ten Ang'ehörigeny nämlich Ehefrau und Kinder?,

benachteiligt, denen gegenüber die Unterhaltspflicht von Rechts

wegen uneingeschränkt besteht (@ 13609 5 1603 Abe‚ 2 BGB)„

5 105 Abs° 2 Satz 1 AVAVG kann daher nur
so zu lesen sein9

als ob es hieße:

" ° ° ° ° „ o Unterhalt vor Eintritt der Arbeitslosigkeit

gewährt hat 239 während des Unterstützungsfalles zu ge—
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währen 993 oder im Falle seiner Leistungsfähigkeit zu
gewähren 95333 (zuschlagsberechtigte Angehörige)“u

Diese Auslegung stimmt insoweit sowohl überéin mit der vor
dem Zusammenbruch bis 1945 geltenden Fassung des AVAVG9in
welcher der Satz 1 in ZWei Sätze folgenden Wortlauts aufge—-
teilt war:

"Fämilienzuschläge sind nur für solche Angehörigen des
Arbeitslosen zu zahlen, die einen familienreChtlichen

Unterhaltsanspruch gegen ihn haben oder im Falle seiner.
Leistungsfähigkeit haben würden, sowie für Stief— und
Pflegekinder (zusehlegsberechtigte Angehörige)° Der
Familienzuschlag darf nur gewährt werden, wenn der Ar—
beitslose den Angehörigen bis zum Eintritt der Aäbeits—
losigkoit ganz oder überwiegend unterhalten hat"‚

als auch mit der noch gegenwä1tig im Lande Rheinland—Pfalz
gültigen: '

"Familienzuschläge sind nur für solche Angehörige des'7
Arbeitslosen zu zahlen, die einen familienrechtlichen
Unterhaltsanspruch gegen ihn haben oder im Falle seiner
Leistungsfähigkeit haben würden, sowie für Stief—, Adop—

tiv— und Pflegekinder Der Familienzuechlag darf nur ge—
währt werden, wenn der Arbeitslose den Angehörigen bis

zum Eintritt der Arbeitslosigkeit ganz oder überwiegend
unterhalten hat"

;-

und schließlich auch mit der Regelung‚wie sie der Entwurf
der Großen Novelle zum AVAVG (Deutscher Bundestag 2 Wahl—
periode 1955, Drucksachen 1274 und 2714) vorsieht, der in
5 103 Abs° 3 lautet:

1)

‚/

"(3) Für die Angehörigen im Sinne des Abso 2 Nr„ 3 be—
steht Anspruch auf Familienzuschläge;nur‚ wenn

_—L_——„..._—

1) Inzwischen ist die Vorschrift mit dem erwähnten Wortlaut
Gesetz geworden (vgl Gesetz zur Änderung und Ergänzung
des AVAVG vom 23 Dezember 1956 — BGBl I S 1018)
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l° der Arbeitslose ihnen bis zum Eintritt der Arbeits—

' losigkeit nicht nur vorübergehend und nicht nur ge—
ringfügig auf Grund einer rechtlichen oder sittli—
chen Pflicht Unterhalt gewährt hat oder

2“ der Unterhaltsanspruoh oder die sittliche Pflicht zur
Unterhaltsgewährung erst nach Eintritt der Arbeits—
losigkeit im Falle seiner Leistungsfähigheit entstan—
den wäre

und soweit auch während_der Arbeitslosigkeit eine recht—

.liche oder sittliche Pflicht zur Unterhaltsgewährung im

Falle der Leistungsfähigkeit bestehen würdeü„
‚’(wobei es*allerdings am Schluß "besteht oder bestehen würde“

heißen müßte)° ‘

Im Besatzungs— und Länderrecht der Nachkriegszeit scheint,

also (abgesehen von Rheinland—Pfalz) eine verunglückte Zu—
7sammenziehung verschiedener Gedankenreihen eingetreten zu

sein„ Der Text des 5 103 Abs° 5 Satz 1 ist dadurch unlogisch

.
geworden und der Auslegung bedürftig, die nach Lage der Sache

nur im Sinne der früheren und künftigen Bestimmungen erfolgen

kann° ’

Bei einer getrennt lebenden Ehefrau ist jedenfalls, da ihre

Eigenschaft als "Angehörige" (Abs; 2 Satz 1) nicht zweifel—
haft ist (vgl° RVA° Grundsätzliche Entscheidung Nr„ 5533,

AN„ 1929s„ IV 31), unbeschadetdes Abs„ 5 zunähhstzu fol—
gern9 daß der Arbeitslose für sie Anspruch auf Familienzu—

schlag hat, wenn er ihr aus rechtlicher Verpflichtung ganz
oder überwiegend Unterhalt vor Eintritt seiner Arbeitslosig—

keit gewährt hat und während des Unterstützungsfalles zu ge—

währen hat°

Maßgebend hinsichtlich dieser rechtlichen Verpflichtung ist

im vorliegenden Falle der gesamte Zeitraum von der Einreichung

des ersten Unterstützungsantrags an, also ab 29° Dezember 1948,

unbeschadet dessen, daß der Kläger im Revisionsverfahren Zah—

lung des Familienzuschlags nur noch ab 15° Mai 1953 begehrte

Denn wie der erkennende in seinem Urteil vom 30° Mai 1956

(s.o° VI) dargelegt hat, wäre noch zu entscheiden, ob ein sol—

cher Verzicht für die Vergangenheit von Rechts wegen überhaupt_

wirksam sein könnte°
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VIII Die Unterhaltspflicht des Klägers ist nach den ehe— und

familienrechtlichen Grundsätzen des BGB zu beurteilen°
\

Für den vorliegenden Fall müßte zuerst geprüft werden, ob*

die Ehefrau dem Kläger gegenüber noch zur ehelichen Lebens—

„gemeinschaft verpflichtet ist (@ 1358 Abs° 1 BGB), ob sie
ihre eigenen Verpflichtungen hierbei wahrgenommen hat oder

ob sie aus vom Gesetz zugelassenen Gründen (5 1358 Abs, 2
BGB) zum Getrenntleben berechtigt ist° Anhaltspunkte für

eine eingehende Erforschung des Sachverhalts in dieser

Richtung ergeben sich aus der Tatsache, daß dem Kläger nach

der Trennung von seiner Ehefrau im Oktober 1945 von einer

anderen Frau ein Kind geboren wurde und daß er beide — im

Unterschied zur Behandlung seiner Ehefrau — laufend mit

Paketen bedachte° Sie erwachsen ferner aus der Abwägung

der Umstände, daß in den Jahren bis 1953 offensichtlich

weder der Kläger zu seiner Ehefrau noch diese zu ihm per—
sönliche, briefliche oder sonstige Beziehungen aufgenommen

hat° Jedenfalls ist weder über gegenseitige Besuche noeh

über persönlichen Schriftwechsel oder sonstige private Ver-

bindungen etwas vorgetragen, Auch sind Aufforderungen oder

Bemühungen der Ehepartner zur Herstellung der ehelichen

Lebensgemeinschaft nicht nachgewiesen, Schließlich ist un—

gewiß, ob die Ehefrau vielleicht noch die alte eheliche ‘

'
Wohnunginnehat, \

Solange diese Vorfragen nicht eindeutig für den.gesamten

Zeitraum geklärt sind, muß dahingestellt bleiben, ob die

_
Auffassung des Berufungsgerichts, Art° 3 Abs° 2 in Verbin—

dung mit Art° ll? Abs° 1 GG sei bereits geltendes Recht,

wie auch die daraus für die Zeit ab lo April 1955 hinsicht—

lich der Anwendbarkeit der @@1360, 1561 BGB gezogenen Fol—

gerungen zutreffen° Jedenfalls bleibt die Annahme des Vor-

derrichters im Tatbestand, daß die Ehefrau von dem ihr

durch den Gleichheitsgrundsatz eröffneten Recht auf Bee

gründung oder Beibehaltung eines eigenen Wohnsitzes "ganz

offenbar auch Gebrauch gemacht habe", zunächst'eine bloße

Unterstellung° ' ‘ '
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Gelangt das Landessozialgericht nach den notwendigen weiteren

Ermittlungen dazu, eine rechtliche Pflicht des Klägers zur
VUnterhaltsgewährung im Grundsatz zu bejahen, dann ist für den
Sachverhalt noch zu klären, ob die Ehefrau in der Lage ist

oder war, ihren Lebensunterhalts aus eigenen Kräften und Mit—

teln zu beschaffen° In diesem Fall wird von Gesetzes wegen der
>Familienzuschlag nicht gewährt (@ 103 Abs° 3 AVAVG)° Bislang

‚'IX

liegt in diesem Zusammenhang nur eine Bescheinigung der Stadt—
_

verwaltung Wernigerode vor, daß die Ehefrau dort keine Fürsorge—

unterstützung bezieht° Dies schließt indessen nicht aus, daß

die (1899 geborene) Frau — je nach Gesundheitszustand und

Arbeitseinsatzlage in der sowjetischen Besatzungszone — noch

Erträgnisse aus eigener Arbeit, wenigstens zeitweise, erzielt

oder sonstiges Einkommen, z„B° aus Haushaltsführung für Dritte,

Untervermietung o„ä° erlangt hat°

Da der Tatbestand, wie sich aus den vorstehenden Ausführungen

ergibt, also nicht hinreichend geklärt ist, konnte der erken—

nende Senat in der Streitsache nicht selbst entscheiden, son—
dern mußte sie unter Aufhebung des angefochtenen Urteils zur

erneuten Verhandlung und Entscheidung an das Landessozialge—

'richt zurückverweisen (@ 170 Abs° 2 Satz 2 SGG)()

Der Senat mußte daher auch unentschieden lassen, ob der Be—

dingung der vorhergehenden tatsächlichen Unterhaltsgewährung,

die durch & 103 Abs‚ 2 AVAVGals weitere Voraussetzung für
die Zahlung des Familienzuschlags festgelegt ist, in Flücht—

lingsfällen unter besonderen Verhältnissen ausnahmsweise auch

dann genügt sein kann, wenn der Arbeits10se seine Ehefrau zwar
nicht bis zum Eintritt der Arbeitslosigkeit, wohl aber bis zur
unfreiwilligen Trennung durch Kriegs— oder Nachkriegsereignisse

unterhalten hat, '

Bei der künftigen Entscheidung wird das Landessozialgericht,

falls es dem Kläger den Familienzuschlag aus 5 105 AVAVG zu—
erkennt, schließlich auch zu beachten haben, daß — entgegen

der im angefochtenen Urteil enthaltenen Auffassung — nach der
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Rechtsprechung des Bundessozialgerichts ein Anspruch für

zurückliegende Unterstützangszeiten nur verjährt ist, soweit

damals dem Kläger zu der jeweiligen Verfügung des Arbeits—

amts ordnungsgemäß Rechtsmittelbelehrung erteilt wurde, er

aber seinerseits Rechtskraft eintreten ließ (zu vgl° Urteil

vom 3005.1956 s.o° VI)„

Die Kostenentscheidung bleibt dem abschließenden Urteil vor—
behaltenu
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